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Editorial 
Schenkt man dem Gutachten der fünf Wirtschaftsweisen Glauben, so ist Deutschlands Stern 
am Sinken. Da werden Wachstumsprognosen derzeit kräftig zurechtgestutzt, und auch im in-
ternationalen Wettbewerbsranking fällt die einstige Vorzeigevolkswirtschaft der Euro-Zone 
zurück. Mehr noch: Deutschland rückt bei den tariflichen Gewinnsteuersätzen im internationa-
len Vergleich allmählich wieder an die Spitze. Während die Bundesregierung in Berlin noch 
an den Eckpfeilern einer aktiven Industriepolitik laboriert, verklingt wieder einmal ungehört 
der Ruf nach verständlichen Steuerregeln. Das Thema Steuern ist immer mehr ein politisches 
und gesellschaftliches geworden – keine leichte Aufgabe für den Chronisten des Steuerjahres 
2018, dies alles in die richtige Perspektive zu setzen. Mangelnde Aktivität kann man dem Ge-
setzgeber dabei nicht vorwerfen. Ganz im Gegenteil – die Intensität an Änderungen scheint 
sich weiter zu verstärken. Als namhafter Beleg für den neuerlichen Reformeifer sei an dieser 
Stelle das heimliche Jahressteuergesetz 2018 aufgeführt, das im Bundeskabinett seinen sperri-
gen Namen „Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im 
Internet und zur Änderung weiterer Vorschriften“ erhielt. Das Manko dieser Massenprodukti-
on liegt aber in einer gewissen Konzeptlosigkeit. Zu Recht gilt der Vorwurf, der Gesetzgeber 
und die Finanzverwaltung verstrickten sich in Widersprüchen und widersetzten sich mit 
Nichtanwendungserlassen und Korrekturgesetzgebung der Rechtsprechung. Fazit: Die Zahl 
der Steueränderungen ist mittlerweile derart angestiegen, dass selbst mit der Materie Vertraute 
kaum Schritt halten können. Um allen Interessierten Orientierung zu bieten, bereitet das PwC-
Steuerjahrbuch die wichtigsten Steueränderungen der letzten zwölf Monate wieder kompakt 
für Sie auf. Ziel und Aufbau des PwC Steuerführers bleiben auch in seiner neuen Auflage un-
verändert: Der Leser kann sich über alle Entwicklungen in Gesetzgebung, Verwaltung und 
Rechtsprechung informieren, die im zurückliegenden Jahr wichtig waren.  

Die Erstellung eines solchen Manuskripts ist nur in Teamarbeit möglich. Der besondere Dank 
des Herausgebers gilt deshalb dem PwC-Autorenteam, dem es mit tiefem Sachverstand, Erfah-
rung und Engagement wieder gelungen ist, dem Leser ein topaktuelles Regelwerk an die Hand 
zu geben, das viele nützliche Praxishinweise enthält. Besten Dank auch allen beteiligten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern des Haufe-Verlags für das Lektorat sowie, last but not least, 
Gabriele Stein, die das Jahrbuch zum 17. Mal realisiert hat. 
 

Frankfurt am Main, im Januar 2019 Klaus Schmidt 
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Brexit-StBG Brexit-Steuerbegleitgesetz 
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e-EB elektronisches Empfangsbekenntnis 
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EG Europäische Gemeinschaft 
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EU Europäische Union 
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EuGH Europäischer Gerichtshof 
EÜR Einnahmenüberschussrechnung 
EUSt Einfuhrumsatzsteuer 
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zeitschrift) 
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f. folgende 
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FamEntlastG Familienentlastungsgesetz 
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G20 Abkürzung für Gruppe der zwanzig wichtigsten Industrie- und Schwellen-

länder) 
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GILTI Global Intangible Low-Taxed Income; Ausweitung der bestehenden US-
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GKB Gemeinsame Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage 
GKKB Gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage 
GKV Gesetzliche Krankenversicherung 
gl. A. gleiche Ansicht/Auffassung 
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i. d. F. in der Fassung 
i. d. R. in der Regel 
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i. S. im Sinne 
i. S. d. im Sinne der/des/dieser/dieses 
i. S. v. im Sinne von 
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IDW Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. 
IF Inclusive Framework on BEPS; Zusammenschluss von Vertretern aus 
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insb. insbesondere 
InsO Insolvenzordnung 
InvSt Investmentsteuer 
InvStG Investmentsteuergesetz 
IP Internet Protokoll 
IStR Internationales Steuerrecht (Fachzeitschrift) 
IT Informationstechnik 
JStG Jahressteuergesetz 
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jurisPRMietR juris PraxisReport Miet- und Wohnungseigentumsrecht (Fachzeitschrift) 
KAGB Kapitalanlagegesetzbuch 
KapErtrSt Kapitalertragsteuer 
Kfz Kraftfahrzeug 
KG Kommanditgesellschaft 



Abkürzungsverzeichnis 21 
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KiSt Kirchensteuer 
KSt Körperschaftsteuer 
KStG Körperschaftsteuergesetz 
KVBEVO Krankenversicherungsbeitragsanteil-Ermittlungsverordnung 
KWG Kreditwesengesetz 
LfSt Landesamt für Steuern 
LG Landgericht 
LMK Lindenmaier-Möhring – Kommentierte BGH Rechtsprechung (Fachdienst 

Beck-Online) 
LPartG Gesetz über die Eingetragene Lebenspartnerschaft 
Ls. Leitsatz 
LSt Lohnsteuer 
LStR Lohnsteuer-Richtlinien 
Ltd. Limited 
m. a. W. mit anderen Worten 
m. E. meines Erachtens 
m. w. N. mit weiteren Nachweisen 
MAP Mutual Agreement Procedure 
max. maximal/e 
MietPrax-AK MietPrax Arbeitskommentar 
MietRB Der Miet-Rechts-Berater (Fachzeitschrift) 
Mio. Million, Millionen 
MoMiG Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von 
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MüKoBGB Münchener Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
MwSt Mehrwertsteuer 
MwStR MehrwertSteuerrecht (Fachzeitschrift) 
MwStSystRL Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie 
n. F. neue Fassung 
n. v. nicht (amtlich) veröffentlicht 
NJW Neue Juristische Wochenschrift (Fachzeitschrift) 
Nr. Nummer/n 
nwb Neue Wirtschaftsbriefe (Fachzeitschrift) 
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht (Fachzeitschrift) 
NZI Neue Zeitschrift für Insolvenz- und Sanierungsrecht (Fachzeitschrift) 
NZM Neue Zeitschrift für Miet- und Wohnungsrecht (Fachzeitschrift) 
o. Ä. oder Ähnliches 
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OECD Organisation for Economic Cooperation and Development  

(Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 
OECD-MA Musterabkommen zur Regelung von Doppelbesteuerungsfällen zwischen 

Staaten 
OFD Oberfinanzdirektion 
OGAW Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren 
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OLG Oberlandesgericht 
PE Referenznummer für eine Studie, die der Think Tank des Europäischen Par-

laments dem Dokument vergeben hat – vgl. http://www.europarl.europa.eu/ 
RegData/etudes/STUD/2016/556960/IPOL_STU(2016)556960_EN.pdf 

PIStB Praxis Internationale Steuerberatung (Fachzeitschrift) 
PKV Private Krankenversicherung 
Pkw Personenkraftwagen 
PM Pressemitteilung 
rkr. rechtskräftig 
RL Richtlinie 
Rn. Randnummer/n 
Rs. Rechtssache/n 
Rspr. Rechtsprechung 
Rz. Randziffer 
s.  siehe 
S.  Seite, Seiten oder Satz, Sätze (in Normenzitaten) 
s. a. siehe auch 
s. o. siehe oben 
s. u. siehe unten 
SGB Sozialgesetzbuch 
sog. sogenannte/n/r/s 
SolZ Solidaritätszuschlag 
st. Rspr. ständige Rechtsprechung 
StB Steuerberater 
StEd Steuer-Eildienst (Fachzeitschrift) 
StuB Unternehmensteuern und Bilanzen (Fachzeitschrift) 
StUmgBG Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz 
SZE Anlage zur Ermittlung der nichtabziehbaren Schuldzinsen bei Einzelunter-

nehmen, Vordruck zur EÜR 
TKG Telekommunikationsgesetz 
Tz. Teilziffer, Teilziffern 
u. a. unter anderem 
u. E. unseres Erachtens 
u. U. unter Umständen 
UEFA Union of European Football Associations 
UmwStG Umwandlungssteuergesetz 
UN United Nations 
UR Umsatzsteuer-Rundschau (Fachzeitschrift) 
UrhG Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte 
US United Staates 
USA United States of America 
USt Umsatzsteuer 
UStAE Umsatzsteuer-Anwendungserlass 
UStB Umsatz-Steuer-Berater (Fachzeitschrift) 
UStDV Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 
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UStG Umsatzsteuergesetz 
USt-ID-Nr. Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
UStZustV Verordnung über die örtliche Zuständigkeit für die Umsatzsteuer im Ausland 

ansässiger Unternehmer (Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung) 
UVR Umsatzsteuer- und Verkehrsteuer-Recht (Fachzeitschrift) 
v. vom 
vGA verdeckte Gewinnausschüttung 
vgl. vergleiche 
VO Verordnung 
VZ Veranlagungszeitraum 
WM Wertpapiermitteilungen (Fachzeitschrift) 
WuM Wohnungswirtschaft und Mietrecht (Fachzeitschrift) 
z. B. zum Beispiel 
ZEuP Zeitschrift für Europäisches Privatrecht (Fachzeitschrift) 
ZEV Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge (Fachzeitschrift) 
ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht (Fachzeitschrift) 
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht (Fachzeitschrift) 
ZInsO Zeitschrift für das gesamte Insolvenzrecht (Fachzeitschrift) 
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (Fachzeitschrift) 
zzgl. zuzüglich 
zzt. zurzeit 

 





A Neue Steuergesetzgebung 
Während der Jahresausklang 2017 noch von den gescheiterten Verhandlungen der sog. Jamai-
ka-Koalition gezeichnet war, konnte die Große Koalition zwischen CDU und SPD, die sich im 
ersten Quartal 2018 konstituierte, der gesetzgeberischen Lethargie ein Ende setzen. Die Koali-
tion hat sich zunächst auf – aus ihrer Sicht – dringliche Angelegenheiten beschränkt. Dazu 
zählt vornehmlich die Umsetzung der sozialpolitischen Forderung nach größerer steuerlicher 
Entlastung für Familien. Sonstige notwendige Anpassungen, die sich z. B. aufgrund der Rspr. 
ergaben, wurden zunächst in dem üblichen „Omnibus-Gesetz“ unter dem Arbeitstitel „Jahres-
steuergesetz 2018“ erfasst. Dieses Gesetz wurde im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens, das 
mit der Bekanntgabe des Gesetzes am 14.12.2018 endete, erheblich erweitert, vornehmlich, 
um einen Weg zu finden, die „Digital Economy“ besser steuerlich zu erfassen. 

Das Jahr 2018 zeichnet sich auch durch eine Vielzahl von Gesetzesinitiativen aus. Hier stehen 
vor allem Fragen des Internationalen Steuerrechts und dort vornehmlich die Auswirkungen des 
Austritts des Vereinigten Königreiches aus der EU im Vordergrund. Dieser in der Geschichte 
der EU (bislang) einmalige Schritt nach dem Referendum in Großbritannien in 2017 erfordert 
Anpassungen, um steuerliche Folgen, die an die bisherige Mitgliedschaft Großbritanniens in 
der EU anknüpfen, abzumildern. Hier liegen den Gesetzgebungsgremien mehrere Gesetzes-
pakete, wie z. B. das Brexit-Steuerbegleitgesetz und das entsprechende Ergänzungsgesetz zur 
weiteren Verhandlung vor.  

Auch mit Blick auf die Erhöhung der Transparenz bei steuerlichen Gestaltungen hat sich in 
2018 einiges getan. So trat am 25.6.2018 die 6. Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 
2011/16/EU bezüglich des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich 
der Besteuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen in Kraft (sog. DAC 
6-Richtlinie), die nun binnen zwei Jahren in nationales Recht umgesetzt werden muss. Auch 
hierauf werden wir eingehen (siehe dazu A.3.3.2).  

1 Steuergesetze, die 2018 in Kraft getreten sind  

1.1 In 2017 verabschiedete Steuergesetze 
Zu den Steuergesetzen, die 2018 in Kraft traten, hatten wir in der Vorauflage „Steueränderun-
gen 2017/2018“ bereits umfänglich berichtet.  

Beispielhaft herauszustellen sind hier zum einen das „Gesetz gegen schädliche Steuerpraktiken 
im Zusammenhang mit Rechteüberlassungen“1, in welchem die sog. Lizenzschranke (§ 4j 
EStG) eingeführt wurde. Zum anderen wurden mit dem „Gesetz zur Bekämpfung und Ände-
rung weiterer steuerlicher Vorschriften (StUmgBG)“2 umfangreiche Mitwirkungspflichten er-
weitert bzw. neu geregelt (z. B. bei der Anzeigepflicht in § 138 AO und die Einführung einer 
Anzeigepflicht in § 138b AO).  

Zur Vermeidung von Wiederholungen verweisen wir hier unsere Ausführungen in Kapital A 
der „Steueränderungen 2017/2018“.  

                                                 
1 Gesetz v. 27.6.2017, BGBl I 2017, S. 2074.  
2 Gesetz v. 23.6.2017, BGBl I 2017, S. 1682. 
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1.2 In 2018 verabschiedete Steuergesetze 

Das als JStG 2018 zunächst konzipierte Gesetzgebungsvorhaben (s. u. Ziffer 2.2) enthält nach 
Maßgabe seiner Anwendungsregelung in Art. 20 Abs. 2 auch Regelungen, die rückwirkend 
zum 1.1.2018 gelten. 

Der Übersichtlichkeit halber haben wir diese Regelungen hier nicht gesondert aufgenommen, 
sondern bei den Erläuterungen zum JStG 2018 (s. dort) in den jeweiligen Einzelregelungen 
dargestellt. 

2 Steuergesetze, die 2019 in Kraft treten 

2.1 Gesetz zur Stärkung und steuerlichen Entlastung der 
Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher 
Regelungen (Familienentlastungsgesetz – FamEntlastG) 
Das am 6.12.2018 verkündeten FamEntlastG3 dient den sozialpolitischen Vorgaben, Familien 
und Kinder steuerlich zu entlasten bzw. zu begünstigen.  

Das FamEntlastG sieht im Wesentlichen drei Maßnahmen vor, die zu einer steuerlichen Ent-
lastung der Familien führen soll: 

 Anhebung des Kindergelds ab 1.7.2019 um 10 € pro Monat 

 Anhebung der Kinderfreibeträge 

 Anhebung der Grundfreibeträge und Verschiebung der Eckwerte des ESt-Tarifs um rund 
1,84 % 

2.1.1 Kinderfreibetrag und Kindergeld, § 32 Abs. 6 S. 1 EStG 
Zur steuerlichen Entlastung und Förderung der Familien werden der Freibetrag für das säch-
liche Existenzminimum des Kindes (Kinderfreibetrag) und das Kindergeld erhöht. Der Kinder-
freibetrag wird für jeden Elternteil auf 2.490 € (insgesamt 4.980 €) erhöht. Die steuerliche Ent-
lastungswirkung der Erhöhung des Kinderfreibetrags um jeweils 96 € (insgesamt 192 €) 
entspricht dem Jahresbetrag der Kindergelderhöhung (60 €). 

Zugleich stellt die Erhöhung des Kinderfreibetrags die verfassungskonforme Besteuerung von 
Eltern für den VZ 2019 auf der Basis der aktuellen Daten zum Kinderexistenzminimum sicher. 

2.1.2 Einkommensteuertarif, § 32a Abs. 1 EStG  
Mit der Neufassung des § 32a Abs. 1 EStG wird der für den VZ 2019 geltende ESt-Tarif nor-
miert. Dabei werden der steuerliche Grundfreibetrag und die Eckwerte des ESt-Tarifs 2018 um 
1,84 % (voraussichtliche Inflationsrate des Jahres 2018 – Basis: Aktuelle Frühjahrsprojektion 
der Bundesregierung) nach rechts verschoben. Die Freistellung des Existenzminimums ist da-
mit sichergestellt. 

                                                 
3 Gesetz v. 29.11.2018, BGBl I 2018, S. 2210. 
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2.1.3 Unterhaltsleistungen, § 33a Abs. 1 S. 1 EStG 

Der Abzug von Unterhaltsleistungen gem. § 33a Abs. 1 S. 1 EStG orientiert sich der Höhe 
nach am steuerlichen Existenzminimum. Mit der Anhebung des Grundfreibetrags für den VZ 
2019 auf 9.168 € wird daher auch die Anhebung des Höchstbetrags für den Abzug von Unter-
haltsleistungen für den VZ 2019 vorgenommen. 

2.1.4 § 39b Abs. 2 S. 7 Halbs. 2 EStG 
Durch die Regelung in § 39b Abs. 2 S. 7 Halbs. 2 EStG wird verhindert, dass beim LSt-Abzug 
nach den Steuerklassen V und VI in einzelnen Teilbereichen eine zu niedrige Durchschnitts-
steuer- bzw. eine zu hohe Grenzsteuerbelastung eintritt. Die Zahlenwerte hängen mit den 
Tarifeckwerten in § 32a EStG unmittelbar zusammen und werden für den LSt-Abzug in 2019 
angepasst (Folgeänderung zur Tarifänderung). 

2.1.5 Befreiung von der Pflicht zur Abgabe von Einkommensteuererklärung, 
§ 46 Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 4 EStG 
Durch die Regelung werden Arbeitnehmer mit geringem Jahresarbeitslohn (für 2018: 11.400 € 
bzw. 21.650 €, wenn die Voraussetzungen für die Zusammenveranlagung vorliegen) von der 
Pflicht zur Abgabe einer ESt-Erklärung allein wegen einer zu hohen Mindestvorsorgepauscha-
le befreit, da bei Arbeitnehmern mit den genannten Arbeitslöhnen die ESt regelmäßig 0 € be-
trägt. 

Die Arbeitslohngrenzen für das Kalenderjahr 2019 ändern sich durch die Tarifänderungen in 
§ 32a EStG geringfügig (Folgeänderung zur Tarifänderung). Die Änderungen traten parallel 
zur Tarifanpassung in § 32a EStG am 1.1.2019 in Kraft. 

2.1.6 Zuschlagsteuern, § 51a Abs. 2a S. 1 EStG 
Mit der Änderung werden Folgeänderungen im Zusammenhang mit der Erhöhung des Kinder-
freibetrags vorgenommen. 

Die Bemessungsgrundlage für die KiSt ist danach für Arbeitnehmer die LSt, die sich nach Be-
rücksichtigung des von 4.788 € um 192 € auf 4.980 € erhöhten Kinderfreibetrags bzw. des ent-
sprechenden Anteils ergibt.  

2.1.7 Anwendungsvorschrift, § 52 Abs. 1 EStG 
Die vorstehend ausgeführten Änderungen sind nach der allgemeinen Anwendungsregelung in 
§ 52 Abs. 1 EStG in der am 1.1.2019 geltenden Fassung erstmals für den VZ 2019 und den 
LSt-Abzug 2019 anzuwenden. § 52 Abs. 1 EStG wird entsprechend fortgeschrieben. 

2.1.8 Erhöhung des Kindergeldes 
Um Familien in unteren und mittleren Einkommensbereichen steuerlich zu entlasten und zu 
fördern, wird das Kindergeld ab dem 1.7.2019 für jedes zu berücksichtigende Kind um 10 € 
monatlich erhöht (§§ 52 Abs. 49 S. 9, 66 EStG n. F.). 
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2.1.9 Weitere Änderung ab 2020 

Der Kinderfreibetrag wird für den VZ 2020 erneut angehoben, um der zum 1.7.2019 vorge-
nommenen Kindergelderhöhung zu entsprechen, die sich im Jahr 2020 mit insgesamt 120 € 
pro Kind erstmals auf das gesamte Jahr auswirkt. Der Kinderfreibetrag wird für jeden Eltern-
teil auf 2.586 € (insgesamt 5.172 €) erhöht. 

Mit der Neufassung des § 32a Abs. 1 EStG wird der für den VZ 2020 geltende ESt-Tarif nor-
miert. Dabei wird der steuerliche Grundfreibetrag entsprechend der voraussichtlichen Vorga-
ben des Existenzminimumberichts erhöht. Zudem werden die übrigen Eckwerte des ESt-Tarifs 
2019 um 1,95 % (voraussichtliche Inflationsrate des Jahres 2019 – Basis: Aktuelle Früh-
jahrsprojektion der Bundesregierung) nach rechts verschoben. 

Ab 2020 beträgt der Höchstbetrag für den Abzug von Unterhaltsleistungen 9.408 € (§ 33a 
Abs. 1 S. 1 EStG). 

Da die Zahlenwerte der § 39b Abs. 2 S. 7 Halbs. 2 und § 46 Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 4 EStG mit 
den Tarifeckwerten in § 32a EStG unmittelbar zusammenhängen, werden diese für das Kalen-
derjahr 2020 ebenso angepasst (Folgeänderung zur Tarifänderung). 

Mit der Änderung in § 51a Abs. 2a S. 1 EStG werden die Folgeänderungen im Zusammenhang 
mit der Erhöhung des Kinderfreibetrags vorgenommen. Die Bemessungsgrundlage für die 
KiSt ist danach für Arbeitnehmer die LSt, die sich nach Berücksichtigung des auf 5.172 € er-
höhten Kinderfreibetrags bzw. des entsprechenden Anteils ergibt. 

Diese Folgeänderungen sind nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG 
in der am 1.1.2020 geltenden Fassung erstmals für den VZ 2020 und den LSt-Abzug 2020 an-
zuwenden.  

2.2 Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim 
Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer 
steuerlicher Vorschriften (JStG 2018) 

2.2.1 Einleitung 
Mit dem vormals unter dem Arbeitstitel JStG 2018 in Gang gesetzten Vorhaben sollten zu-
nächst die fachlich gebotenen und notwendigen Anpassungen an das EU-Recht und die Rspr. 
des EuGH erfolgen sowie Judikate des BVerfG und BFH umgesetzt werden. Wie so oft be-
diente sich der Gesetzgeber hierzu eines sog. Omnibusgesetzes.  

Im Verlaufe des Gesetzgebungsvorhabens zeichnete sich weiterer gesetzgeberischer Hand-
lungsbedarf ab, der sich vor allem auf die sog. digitale Wirtschaft konzentrierte und den Han-
del mit Waren über das Internet unter Nutzung von elektronischen Marktplätzen umsatzsteuer-
lich erfassen sollte. Zum Schutz vor Steuerausfällen und um die Wettbewerbsfähigkeit anderer 
Unternehmen sicherzustellen, soll vor allem der Handel mit Waren aus Drittländern einer be-
sonderen umsatzsteuerlichen Erfassung unterworfen werden. Insoweit wurde das ursprüng-
liche Gesetzesvorhaben erheblich erweitert. 
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2.2.2 Änderungen bei Steuervergünstigungen  

2.2.2.1 Nachverzinsung bei 6b-Rücklagen, § 6b Abs. 2a EStG  

Inhalt der Regelung 

§ 6b Abs. 2a EStG soll Reinvestitionen in der EU und im EWR erleichtern. Die auf den be-
günstigten Veräußerungsgewinn entfallende festgesetzte Steuer kann zinslos in fünf gleichen 
Jahresraten gezahlt werden.  

Wird indes eine Reinvestition nicht oder in vollständig vorgenommen, fehlt es an einem Grund 
zur zinslosen Stundung. Insoweit wird § 6b Abs. 2a EStG um eine Verzinsungsregelung bei 
ganz oder teilweise ausbleibender Reinvestition ergänzt. Zinsen werden danach auf den Unter-
schiedsbetrag, der sich aus den Anschaffungs-/Herstellungskosten der angeschafften/her-
gestellten Wirtschaftsgüter und dem Gewinn nach § 6b Abs. 2 EStG ergibt, erhoben. 

Zeitlicher Anwendungsbereich 

Die Norm tritt gem. Art. 20 Abs. 2 JStG rückwirkend zum 1.1.2018 in Kraft und ist auf Ge-
winne anzuwenden, die in den nach dem 31.12.2017 beginnenden Wirtschaftsjahren entstan-
den sind (§ 52 Abs. 14 EStG).  

2.2.2.2 Maßnahmen zur Förderung der Mobilität  

Der Gesetzgeber rief verschiedene Lenkungsmaßnahmen auf den Plan, um i. S. d. Umwelt-
schutzes und der Energiesenkung das Verhalten von Steuerpflichtigen zu beeinflussen und zu 
honorieren. Hierzu gehören die Erweiterung und Überarbeitung von Steuerbefreiungsvor-
schriften sowie Anpassungen bei der sog. Dienstwagenbesteuerung.  

2.2.2.2.1 Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs, § 3 Nr. 15 EStG  

Hintergrund und Zielsetzung 

Nach bislang geltendem Recht gehören die seitens eines Arbeitgebers gewährten Zuschüsse 
oder Sachbezüge für Fahrten eines Arbeitnehmers  

 zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte  

 zu einem weiträumigen Tätigkeitsgebiet oder  

 zu einem vom Arbeitgeber dauerhaft festgelegten Sammelpunkt  

zum steuerpflichtigen Arbeitslohn. Mit dem Standortsicherungsgesetz (Gesetz vom 13.9.1993) 
war ab 1994 in § 3 Nr. 34 EStG a. F. eine Begünstigung bei Nutzung des öffentlichen Nahver-
kehrs vorhanden. Diese wurde jedoch im Zuge der Umsetzung von Einsparvorschlägen durch 
das Haushaltsbegleitgesetz 2004 gestrichen. 

Nunmehr wird jene Begünstigung in § 3 Nr. 15 EStG wiederbelebt und zugleich auf private 
Fahrten im öffentlichen Personennahverkehr ausgeweitet. Damit soll lenkend in Verhaltens-
weisen eingegriffen und Arbeitnehmer verstärkt zur Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel 
angehalten werden, um die Umwelt- und Verkehrsbelastung sowie den Energieverbrauch zu 
senken. Insoweit bedient sich der Gesetzgeber der gleichen Begründung wie im Standort-
sicherungsgesetz.4  

                                                 
4 BT-Drs. 12/5016, S. 85. 



30 Neue Steuergesetzgebung 
 A 

Regelungsinhalt  

Mit der Steuerbegünstigung für Arbeitgeberleistungen werden Sachbezüge in Form der unent-
geltlichen oder verbilligten Zurverfügungstellung von Fahrausweisen, Zuschüsse des Arbeit-
gebers zum Erwerb von Fahrausweisen und Leistungen Dritter, die mit Rücksicht auf das 
Dienstverhältnis erbracht werden, begünstigt.  

Die Vergünstigungen beziehen sich auf Leistungen, die im Linienverkehr abgewickelt werden, 
wobei der Luftverkehr ausgenommen ist. Nicht zum Linienverkehr gehört zudem die Nutzung 
von Taxen.  

Begünstigt werden nur solche Leistungen, die seitens des Arbeitgebers zusätzlich zum Lohn 
bzw. Gehalt gezahlt werden, nicht jedoch solche, die durch Gehaltsumwandlungen eines oh-
nehin geschuldeten Arbeitslohns finanziert werden. 

Um systemwidrige Überbegünstigungen gegenüber Arbeitnehmern zu verhindern, die Auf-
wendungen selbst aus ihrem versteuerten Einkommen bezahlen, werden die gewährten steuer-
freien Leistungen auf die Entfernungspauschale angerechnet. 

Zeitlicher Anwendungsbereich 

Der neue § 3 Nr. 15 EStG tritt nach Art. 20 Abs. 3 des JStG 2018 zum 1.1.2019 in Kraft und 
ist somit ab dem VZ 2019 anzuwenden.  

2.2.2.2.2 Nutzung von Fahrrädern, § 3 Nr. 37 EStG, § 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 4 S. 2 EStG 

Hintergrund und Zielsetzung  

Durch die in § 3 Nr. 37 EStG geregelten Steuerbefreiung des geldwerten Vorteils aus Überlas-
sungen eines betrieblichen Fahrrads vom Arbeitgeber an den Arbeitnehmer, soll umwelt-
freundliches Engagement honoriert werden. Zugleich stellt dies einen Beitrag zur Förderung 
der Elektromobilität und der umweltverträglichen Mobilität dar.  

Regelungsinhalt  

Als steuerfreie Arbeitgeberleistungen sind die zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für die Überlassung eines betrieblichen Fahrrads ein-
zuordnen. Dies gilt ebenso für Elektrofahrräder, soweit diese nicht als Kfz einzustufen sind.  

Anders als bei der Steuerbefreiungsnorm des § 3 Nr. 15 EStG soll keine Anrechnung dieser 
steuerfreien Leistungen, die auch die Privatnutzung des betrieblichen Fahrrads oder des Elek-
trofahrrads erfassen, auf die Entfernungspauschale erfolgen (§ 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 4 S. 2 EStG). 
Zudem unterfallen die (arbeitgeberseitigen) Aufwendungen für die Zurverfügungstellung eines 
Fahrrads nicht der Abzugsbeschränkung nach § 3c Abs. 1 EStG. 

Mit Blick auf die Bewertung des Nutzungsvorteils wurde in § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG ein neuer 
S. 6 eingefügt, sodass die Steuerbefreiung gem. § 3 Nr. 37 EStG auch im Rahmen der Ge-
winnermittlung angewendet wird. Insoweit bleibt eine Entnahme für die private Nutzung eines 
betrieblichen Fahrrads, das verkehrsrechtlich kein Kfz ist, bleibt außer Ansatz.  

Wird indes ein Elektrofahrrad verkehrsrechtlich als Kfz eingeordnet, gelten für die Bewertung 
des geldwerten Vorteils die Regeln der Dienstwagenbesteuerung. 

Zeitlicher Anwendungsbereich 

Die Steuerbefreiung selbst ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung (§ 52 Abs. 1 S. 1 
EStG) gem. Art. 20 Abs. 3 des Gesetzes ab dem VZ 2019 anzuwenden. 
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Die Vergünstigung durch die Nichteinbeziehung der Privatentnahme gem. § 6 Abs. 1 Nr. 4 
S. 6 EStG ist indes gem. § 52 Abs. 12 S. 1 EStG bis zum 31.12.2021 beschränkt. Gleiches gilt 
für die Steuervorteile, die nach Maßgabe des § 3 Nr. 37 EStG gewährt werden (§ 52 Abs. 4 
S. 7 EStG). 

2.2.2.3 Begünstigungen für Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge, § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 und 
S. 3 EStG 

Die steuerliche Förderung der sog. Elektromobilität findet sich bereits in § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 
und S. 3 EStG. Anpassungen hierzu erfolgten in 2013 und 2015 mit Wirkung für die VZ 2014 
und 2016. Nunmehr sind – zeitliche beschränkte – Weiterungen betreffend die Ermittlung des 
privaten Nutzungsvorteils von Elektro- bzw. Hybridfahrzeugen vorgesehen.  

Hintergrund und Zielsetzung  

Die private Nutzung eines betrieblichen Fahrzeugs stellt einen geldwerten Vorteil dar, der vom 
Arbeitnehmer zu versteuern ist. Dieser wird bekanntermaßen unter Anwendung der 1%-
Regelung (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 EStG) oder abweichend davon mit der Führung eines Fahrten-
buchs (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 3 EStG) geltend gemacht.  

In § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 Halbs. 2 EStG wurde durch das AmtshilfeRLUmsG vom 26.6.2013 für 
Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge ein Abzug vom Listenpreis für die Anschaffungskosten 
des Batteriesystems pauschal nach der Kapazität des Batteriesystems vorgesehen. Die Erleich-
terung für Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge wurde als eine wesentliche Maßnahme zur 
Reduktion des CO2-Ausstoßes angesehen. Die Verbreitung solcher Kfz sollte daher durch den 
Ansatz des höheren Listenpreises nicht behindert werden, weil gerade Dienstwagenflotten ein 
wichtiges potenzielles Marktsegment für solche Elektrofahrzeuge darstellen. Die Änderung 
diente dem Abbau der zu dem Zeitpunkt bestehenden steuerlichen Wettbewerbsnachteile für 
die Kfz gegenüber vergleichbaren Kfz mit Verbrennungsmotor.5  

Regelungsinhalt 

Das AmtshilfeRLUmsG vom 26.6.2013 sah eine Erleichterung für Elektro- und Hybridelektro-
fahrzeuge vor, die vor dem 1.1.2023 angeschafft werden. Es werden nunmehr weitere Erleich-
terungen geschaffen.  

 Neufassung der Bemessungsgrundlage für die private Nutzung 
Für nach dem 31.12.2018 und vor dem 1.1.2022 angeschaffte Elektro- und Hybridelektro-
fahrzeuge, die zu mehr als 50 % betrieblich genutzt werden, ist der zur Bemessung der 
Privatnutzung anzusetzende Listenpreis nur zur Hälfte anzusetzen (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 
Nr. 2 EStG).  
Werden derartige Fahrzeuge nach dem 31.12.2021 bis zum 31.12.2023 angeschafft, be-
stimmt sich die Bemessungsgrundlage nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 Nr. 1 EStG. Danach 
werden die Kosten des Batteriesystems herausgerechnet und zwar um 500 €/kWh Batte-
riekapazität. Dieser Betrag mindert sich für in den Nach dem 31.12.2013 angeschaffte 
Fahrzeuge um 50 €/kWh Batteriekapazität, sodass Fahrzeuge, die nach dem 31.12.2013 
angeschafft werden, keine Förderung mehr erhalten. 
Der max. Minderungsbetrag beträgt 10.000 €, der sich wiederum nach dem 31.12.2013 
angeschaffte Fahrzeuge 500 € pro Folgejahr mindert.  

                                                 
5 BT-Drs. 17/12375, S. 36. 
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 Fahrtenbuchregelung 

Ungeachtet dieser Listenpreisanpassungen kann der Anteil der privaten Nutzung auch nach 
Maßgabe der Fahrtenbuchmethode bemessen werden (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 3 EStG), wobei die 
insoweit zu berücksichtigenden Aufwendungen ebenso um die Kosten des Batteriesystems zu 
mindern sind. 

In zeitlicher Hinsicht wird die Begünstigung nach dem Zeitpunkt der Anschaffung gestaffelt. 
Bei Fahrzeugen, die  

 vor dem 31.12.2013 angeschafft wurden, erfolgt eine vollständige Minderung der Batterie-
systemkosten; 

 nach dem 31.12.2018 und vor dem 1.1.2022 angeschafft werden, erfolgt eine hälftige 
Minderung der Batteriesystemkosten 

 nach dem 31.12.2022 angeschafft werden, erfolgt keine Minderung mehr.  

Zu beachten ist, dass bei extern aufladbaren Elektrofahrzeugen zusätzlich die besonderen 
Voraussetzungen des Elektromobilitätsgesetzes (EmoG) erfüllt sein müssen. D. h., das Fahr-
zeug muss entweder eine Kohlendioxidemission von höchstens 50 Gramm je gefahrenen Kilo-
meter haben oder dessen Reichweite muss unter ausschließlicher Nutzung der elektrischen 
Antriebsmaschine mindestens 40 Kilometer betragen (§ 3 Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2 EmoG). 

Weitere Anwendungsbereiche 

Die Änderungen wirken sich durch die Verweise des § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 oder S. 3 EStG auch 
aus bei 

 der Ermittlung des Aufwands für Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte 

 für Familienheimfahrten im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung  

 der Ermittlung des geldwerten Vorteils beim Dienstwagensachbezug. 

Zeitlicher Anwendungsbereich 

Die Änderungen traten nach dem Tag der Verkündung, also am 15.12.2018 in Kraft (Art. 20 
Abs. 1 JStG 2018).  

2.2.2.4 Maßnahmen zur Gesundheitsvorsorge und Pflege  

2.2.2.4.1 Arbeitgeberleistungen zur Verhinderung von Krankheiten, § 3 Nr. 34 EStG 

Inhalt der Neuregelung 

Die Anpassung des § 3 Nr. 34 EStG, der die steuerfreien Arbeitgeberleistungen im Bereich der 
betrieblichen Gesundheitsförderung regelt, enthält noch einen Verweis auf die alten Regelun-
gen der §§ 20 und 20a SGB V. Durch das Präventionsgesetz6, mit welchen u. a. ein Zertifizie-
rungsverfahren für die förderungswürdigen Maßnahmen zur individuellen, verhaltensbezoge-
nen Prävention durch den Spitzenverband Bund der Krankenkassen eingeführt, ist nun eine 
Anpassung erforderlich Die vorliegende Änderung verweist nun zutreffend auf die §§ 20 und 
20b SGB V. 

Gesundheitsförderliche Maßnahmen in Betrieben müssen den vom Bund der Krankenkassen 
festgelegten Kriterien entsprechen sowie Maßnahmen zur verhaltensbezogenen Prävention er-

                                                 
6 Gesetz v. 17.7.2015, BGBl I 2015, S. 1368.  
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füllen. Diese Maßnahmen sind zu zertifizieren, damit sie unter die Steuerbefreiung des § 3 
Nr. 34 EStG fallen. 

Die Maßnahme darf EUR 500 im Kalenderjahr nicht übersteigen. 

Zeitlicher Anwendungsbereich 

Die Neuregelung ist nach Maßgabe des § 52 Abs. 4 S. 5 EStG erstmals für Sachbezüge maß-
geblich, die nach dem 31.12.2019 gewährt werden.  

2.2.2.4.2 Entlastungsbetrag in der Pflege (Pflegegrad 1), § 3 Nr. 36 S. 1 und S. 2 EStG 

Inhalt der Neuregelung 

Die Anpassung setzt die Anpassungen im Bereich der Pflege um. Bis zum 31.12.2016 wurden 
Pflegebedürftige einer von drei Pflegestufen (Pflegestufen 1 bis 3) zugewiesen. Bislang konn-
ten alle Pflegebedürftigen das in § 3 Nr. 36 S. 1 EStG als Höchstgrenze in Bezug genommene 
Pflegegeld in Anspruch nehmen. 

Die bisherigen drei Pflegestufen wurden zum 1.1.2017 durch fünf neue Pflegegrade abgelöst. 
Das Pflegegeld nach § 37 SGB XI können nur Pflegebedürftige mit den Pflegegraden 2 bis 5 
beanspruchen. Pflegebedürftigen mit Pflegegrad 1 steht hingegen, neben z. B. dem Anspruch 
auf Pflegeberatung und dem Anspruch auf Versorgung mit Pflegehilfsmitteln als geldmäßiger 
Anspruch primär der Entlastungsbetrag7 zu. Insoweit läuft die Bezugnahme auf die Höhe des 
Pflegegeldes als Höchstgrenze für die Steuerfreiheit der Einnahmen leer. Diese Regelungs-
lücke wird geschlossen. Zukünftig sollen auch Pflegebedürftige mit Pflegegrad 1 den Entlas-
tungsbetrag nach § 45b Abs. 1 S. 1 SGB XI erhalten von der Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 6 
S. 1 EStG erfasst werden können.  

Erfasst werden sollen auch das Pflegegeld aus privaten Versicherungsverträgen und die Pau-
schalbeihilfe nach den Beihilfevorschriften für häusliche Pflege. 

Zeitlicher Anwendungsbereich 

Die Neuregelung trat am 15.12.2018 in Kraft (Art. 20 Abs. 1 JStG 2018) und kann damit im 
VZ 2018 noch angewendet werden.  

2.2.2.4.3 Vorsorgeaufwendungen, § 10 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 EStG 

Hintergrund 

Voraussetzung für den Sonderausgabenabzug von Vorsorgeaufwendungen i. S. d. § 10 Abs. 1 
Nr. 1 und Nr. 3 sowie Nr. 3a EStG ist, dass sie nicht in „unmittelbarem wirtschaftlichen Zu-
sammenhang“ mit steuerfreien Einnahmen stehen.  

Der EuGH stellte fest, dass dieses Sonderausgabenabzugsverbot in bestimmten Fällen unions-
rechtswidrig ist.8 Er hatte entschieden, dass die unionsrechtliche Arbeitnehmerfreizügigkeit 
dieser Regelung entgegensteht, nach der Altersvorsorgeaufwendungen und Krankenversiche-
rungsbeiträge von in einem EU-Mitgliedstaat tätigen, aber in Deutschland wohnenden Arbeit-
nehmern, deren Arbeitslohn nach einem DBA von der inländischen Besteuerung freigestellt 
ist, vom Sonderausgabenabzug ausgenommen sind, während für vergleichbare Beiträge eines 
in Deutschland tätigen Arbeitnehmers zur deutschen Sozialversicherung dieser Abzug gestattet 
wird. Zwar bezog sich der Fall nur auf eine Tätigkeit für die öffentliche Verwaltung Aus der 

                                                 
7 § 45b Abs. 1 S. 1 SGB XI i. V. m. § 28a Abs. 2 SGB XI. 
8 EuGH, Urteil v. 22.6.2017, C–20/16, Bechtel, BStBl II 2017, S. 1271. 
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Urteilsbegründung wird aber deutlich, dass die rechtliche Natur des Beschäftigungsverhältnis-
ses kaum entscheidend sein dürfte. Insoweit setzt die nunmehrige Änderung diese Entschei-
dung um. 

Regelungsinhalt 

Die Norm sieht nun vor, dass die der Sonderausgabenabzug möglich ist, soweit die Vorsorge-
aufwendungen mit Einnahmen im unmittelbaren Zusammenhang mit einer nicht selbstständi-
gen Tätigkeit, die in einem EU- oder EWR-Staat ausgeübt wird, stehen. Die Einnahmen müs-
sen nach Maßgabe eines DBA im Inland steuerfrei sein und der Beschäftigungsstaat darf diese 
Aufwendungen im Rahmen der Besteuerung der Einnahmen nicht berücksichtigen.  

Zeitliche Anwendung 

Die Norm tritt zum 15.12.2018 in Kraft (Art. 20 Abs. 1 JStG 2018). Die Änderungen sind auf 
alle offenen Fälle anzuwenden (§ 52 Abs. 18 S. 4 EStG).  

2.2.2.5 Sonstige Befreiungen und Entlastungsmaßnahmen  

Das JStG 2018 sieht weitere Steuervergünstigungen vor.  

2.2.2.5.1 Übungsleiterfreibetrag, § 3 Nr. 26 und Nr. 26a EStG  

Inhalt der Neuregelung 

Hier erfolgt eine Ausweitung des Gebiets, aus dem Einnahmen erzielt werden können, die der 
Steuerbefreiung unterfallen. Neben der EU und des EWR wird auch explizit die Schweiz ge-
nannt.  

Mit der Änderung wird zukünftig der Übungsleiterfreibetrag auch für nebenberufliche bzw. 
ehrenamtliche Tätigkeiten im Dienst oder im Auftrag einer juristischen Person des öffent-
lichen Rechts gewährt, die in der Schweiz belegen ist. Diese Änderung dient der Umsetzung 
der EuGH-Entscheidung vom 21.9.2016 in der Rs. C–478/15.  

Zeitlicher Anwendungsbereich 

Die Neuregelung trat am 15.12.2018 in Kraft (Art. 20 Abs. 1 JStG) und gilt in allen noch 
offenen Fällen (§ 52 Abs. 4 S. 5 EStG). 

2.2.2.5.2 Anwendungsregeln zum Sanierungsgewinn, 
§§ 3a, 3c EStG i. V. m. § 52 Abs. 4a S. 3 EStG 

In § 52 Abs. 4a EStG wird die Anwendung der Steuerbefreiung für Sanierungserträge gem. 
§ 3a EStG erweitert. Die Norm ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auch in den Fällen anzu-
wenden, in denen der Schuldenerlass vor dem 9.2.2017 stattgefunden hat. Damit erfasst sind 
nunmehr auch die sog. Altfälle, sodass dem betroffenen Steuerpflichtigen auch in Altfällen 
ausreichende Rechtssicherheit und die Eröffnung des Rechtswegs bei Inanspruchnahme eines 
begünstigten Sanierungsertrags durch die Finanzverwaltung gegeben ist. 

Zudem wird durch die Ergänzung von § 52 Abs. 4a S. 5 EStG sichergestellt, dass auch in den 
Fällen, in denen der Steuerpflichtige die Steuerbefreiung des § 3a EStG in Anspruch genom-
men hat, das Betriebsausgabenabzugsverbot nach § 3c Abs. 4 EStG greift. 
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Die rückwirkende Anwendung gilt auch  

 für die KSt (§ 34 Abs. 3b KStG) und dort die entsprechenden Einzelregelungen gem. 
– § 8 Abs. 8 S. 6 KStG  
– § 8 Abs. 9 S. 9 KStG 
– § 8c Abs. 2 KStG 
– § 8d Abs. 1, S. 9 KStG 
– § 15 S. 1 Nr. 1a KStG und  

 die GewSt (§ 36 Abs. 2b GewStG i. V. m. § 7b GewStG). 

2.2.3 Änderungen bei der beschränkten Steuerpflicht 

2.2.3.1 Veräußerung von Immobilien-Kapitalgesellschaften, 
§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. e Doppelbuchst. cc EStG 

2.2.3.1.1 Hintergrund und Zielsetzung  

Hintergrund der Neuregelung ist, dass Deutschland in vielen DBA eine Regelung entspre-
chend Art. 13 Abs. 4 OECD-MA 2014 vereinbart hat, wonach bestimmte Veräußerungs-
gewinne aus Anteilen an Kapitalgesellschaften im Belegenheitsstaat des unbeweglichen Ver-
mögens besteuert werden können. Teilweise hat Deutschland auch bereits eine Regelung, die 
die Änderungsvorgaben des Multilateralen Instruments berücksichtigt, welche auch in die ge-
änderte Fassung von Art. 13 Abs. 4 OECD-MA 2017 übernommen wurden, vereinbart.  

Deutschland konnte dieses Besteuerungsrecht in Ermangelung eines Besteuerungstatbestands 
in § 49 EStG nur dann wahrnehmen, wenn die Voraussetzungen von § 49 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst. e Doppelbuchst. aa EStG vorlagen, also Anteile i. S. d. § 17 EStG an einer Kapital-
gesellschaft gegeben waren, die ihren Sitz oder ihre Geschäftsleitung im Inland hat.  

2.2.3.1.2 Regelungsinhalt  

Anteile an ausländischer Immobilien-Kapitalgesellschaft 

Eine beschränkte Steuerpflicht tritt nunmehr bei Erfüllung der Voraussetzungen auch dann ein, 
wenn es sich um nicht eine im Inland ansässige Kapitalgesellschaft handelt. Die beschränkte 
Steuerpflicht ist nunmehr auch gegeben, wenn Anteile i. S. v. § 17 EStG an einer im Ausland 
ansässigen ausländischen Kapitalgesellschaft veräußert werden. Die Neuregelung soll aller-
dings nachrangig zu § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. e Doppelbuchst. aa EStG zur Anwendung ge-
langen.  

Auf einer Erfassung von Gewinnen aus der Veräußerung von Beteiligungen unter 1 % wurde, 
entgegen der ursprünglichen Absicht nicht aufgenommen. 

Grundbesitzbezogener Beobachtungszeitraum 

Der Anteilswert der Kapitalgesellschaft muss sich zu irgendeinem Zeitpunkt innerhalb eines 
Beobachtungszeitraums von 365 Tagen vor der Veräußerung unmittelbar oder mittelbar zu 
mehr als 50 % auf inländisches unbewegliches Vermögen beziehen.  

Ermittlung der Immobilienquote 

Voraussetzung für die beschränkte Steuerpflicht der Veräußerungsgewinne ist, dass der An-
teilswert der veräußerten Anteile unmittelbar oder mittelbar zu mehr als 50 % auf inländischen 
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unbeweglichen Vermögen beruht. Für die Ermittlung der Quote sind die aktiven Wirtschafts-
güter des Betriebsvermögens mit den Buchwerten, die zu diesem Zeitpunkt anzusetzen gewe-
sen wären, zugrundezulegen. Passive Wirtschaftsgüter, z. B. Schulden, bleiben außer Ansatz. 

Nach der Gesetzesbegründung9 soll in dem Fall, dass die veräußerten Anteile zumindest auch 
aufgrund mittelbarer Beteiligung die 50%-Grenze überschreiten, eine konsolidierte Betrach-
tung der aktiven Wirtschaftsgüter der unmittelbar und mittelbar am inländischen unbeweg-
lichen Vermögen beteiligten Gesellschaften erfolgen. Welche Buchwerte hier bei der Bewer-
tung des ausländischen Betriebsvermögens zu berücksichtigen sind (die nach ausländischem 
Steuerrecht angesetzten oder fiktive nach inländischem Steuerrecht ermittelte), ergibt sich in-
des weder aus dem vorgesehenen Gesetzeswortlaut noch aus der Gesetzesbegründung.  

Zurechnung der Anteile  

Das Tatbestandsmerkmal, dass die Anteile dem Veräußerer zum Zeitpunkt des Überschreitens 
der 50%-Grenze zuzurechnen waren, soll (wohl) sicherstellen, dass der einjährige Beobach-
tungszeitraum nicht auch Zeiträume umfasst, in denen der Veräußerer gar nicht beteiligt war 
und somit keinen Einfluss auf die Vermögenszusammensetzung der veräußerten Kapitalgesell-
schaft hatte.  

Nicht erforderlich soll es sein, dass der Veräußerer zu diesem Zeitpunkt auch zu mindestens 
einem Prozent an der Kapitalgesellschaft beteiligt war, also die Voraussetzungen des § 17 EStG 
erfüllt waren. Diese Voraussetzung muss vielmehr im Veräußerungszeitpunkt erfüllt sein.  

Ist eine Kapitalgesellschaft Veräußerer der Anteile dürfte die beschränkte Steuerpflicht nach 
§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. e Doppelbuchst. cc EStG in vielen Fällen vor dem Hintergrund der 
BFH-Entscheidung 31.5.201710 ins Leere laufen. Danach hatte der BFH entscheiden, dass das 
Einkommen einer ausländischen, im Inland nur beschränkt steuerpflichtigen Kapitalgesell-
schaft nach Maßgabe des § 8b Abs. 3 S. 1 KStG nicht zu erhöhen ist. Es sind keine pauscha-
lierten, nicht abziehbaren Betriebsausgaben dem Einkommen hinzuzurechnen, wenn diese aus-
ländische Kapitalgesellschaft keine inländische Betriebsstätte hat. Die Finanzverwaltung, 
gegen die sich der BFH ausdrücklich wandte, hat das Urteil anerkannt.  

Problempunkt Entstrickung 

Fraglich ist, ob nach einem Absinken der Quote des inländischen Grundbesitzes unter die 
50 %-Grenze der Ablauf der 365-Tage-Frist in bestimmten Fällen zu einer Entstrickungs-
besteuerung aufgrund des Ausschlusses oder der Beschränkung des Besteuerungsrechts 
Deutschlands hinsichtlich des Gewinns aus der Veräußerung der Anteile führen kann.  

 Natürliche Personen als Anteilseigner 
Eine Anwendung der Entnahmefiktion nach § 4 Abs. 1 S. 3 EStG bei einer natürlichen 
Person als Anteilseigner sollte ausscheiden, da § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. e Doppel-
buchst. cc EStG an die Voraussetzungen des § 17 EStG anknüpft. Es wird damit kein in-
ländisches Betriebsvermögen, anders als § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f S. 2 EStG fingiert.11 
In der Literatur wird dies z. T. anders gesehen und auf die Anwendung von § 6 Abs. 1 S. 2 
Nr. 4 AStG verwiesen, wonach § 17 EStG aufgrund eines Ausschlusses oder einer Be-
schränkung des Besteuerungsrechts Deutschlands ohne tatsächliche Veräußerung in Be-
tracht kommt und eine Anwendung der Ersatztatbestände des § 6 Abs. 1 S. 2 AStG auch 
bei beschränkter Steuerpflicht denkbar wäre.12 Voraussetzung für die Anwendung dieser 

                                                 
9 BR-Drs. 372/18, S. 50. 
10 BFH, Urteil v. 31.5.2017, I R 37/15, BStBl II 2018, S. 144.  
11 BFH, Urteil v. 7.12.2016, I R 76/14, BFH/NV 2017, S. 847. 
12 Meier, ISR 2018, S. 347, S. 353 f. 
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Vorschrift ist allerdings, dass (irgendwann) zuvor für 10 Jahre eine unbeschränkte Steuer-
pflicht in Deutschland bestanden hat. Eine Anwendung käme daher nur in einem sehr be-
grenzten Fällen in Betracht.  

 Kapitalgesellschaften als Anteilseigner  
Bei einer Kapitalgesellschaft als Anteilseigner könnte § 12 Abs. 1 KStG zu einer Entstri-
ckungsbesteuerung führen. Die beschränkte Steuerpflicht läuft aber derzeit ins Leere, 
wenn Veräußerer der Anteile eine Kapitalgesellschaft ist.13 Ausgenommen davon sind die 
unter den Anwendungsbereich des § 8b Abs. 7, 8 KStG fallenden Steuersubjekte, da bei 
beschränkter Steuerpflicht die Fiktion nichtabziehbarer Betriebsausgaben nach § 8b Abs. 3 
KStG nicht anwendbar ist. 

 Ausschluss oder Beschränkung des Besteuerungsrechts 
Ob ein Ausschluss oder eine Beschränkung des Besteuerungsrechts im Falle einer sog. 
passiven Entstrickung (z. B. Abschluss und erstmalige Anwendung eines DBA) vorliegen 
kann, ist äußerst umstritten. 
Die Finanzverwaltung bejaht dies.14 In der Literatur wird diese Frage kritisch diskutiert.15 
Es ist daher sehr zweifelhaft, ob das Absinken der Immobilienquote durch (z. B. Veräuße-
rungs-)Handlungen der Gesellschaft oder nachgeordneter Gesellschaften zu einer Entstri-
ckungsbesteuerung im Hinblick auf die Anteile auf Ebene des Gesellschafters führen kann. 
Im Hinblick auf den Ablauf der 365-Tage-Frist nach einem Absinken der Immobilien-
quote gilt dies umso mehr, da der „Beobachtungszeitraum“ gerade eine Frist definiert, in-
nerhalb derer es (noch) zu einer Besteuerung kommen soll. Eine Schlussbesteuerung bei 
Ablauf dieser Frist würde diesem Zweck zuwiderlaufen.  
Sollte das Absinken der Immobilienquote auf Ebene der Gesellschaft zu einer Ent-
strickungsbesteuerung beim Gesellschafter führen können, könnte ein Ausschluss oder 
eine Beschränkung des Besteuerungsrechts Deutschlands nach § 12 Abs. 1 KStG oder § 6 
Abs. 1 S. 2 Nr. 4 AStG z. B. dann gegeben sein, wenn Deutschland aufgrund des an-
wendbaren DBAs den Gewinn aus der Veräußerung von Anteilen unmittelbar nach dem 
Absinken der Immobilienquote unter eine bestimmte Grenze nicht mehr besteuern darf, 
während die Voraussetzungen für eine beschränkte Steuerpflicht nach § 49 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst. e Doppelbuchst. cc EStG z. B. aufgrund des Beobachtungszeitraums von 
365 Tagen (noch) erfüllt bleiben.  
Ist kein DBA anwendbar, ist fraglich, ob die Voraussetzung des Ausschlusses oder Be-
schränkung des Besteuerungsrechts Deutschlands nach § 12 Abs. 1 KStG oder § 6 Abs. 1 
S. 2 Nr. 4 AStG erfüllt sein können, wenn lediglich die innerstaatlichen Voraussetzungen 
der beschränkten Steuerpflicht entfallen. Zumindest die Gesetzesbegründung geht davon 
aus, dass der Tatbestand des § 12 Abs. 1 KStG auch bei Beendigung der Steuerpflicht er-
füllt sein kann.16 Dagegen lässt sich auch vertreten, dass der Begriff des Besteuerungs-
rechts ausschließlich das völkerrechtliche bzw. nach DBA verbleibende Recht eines Staa-
tes, bestimmte Sachverhalte der eigenen Steuergewalt zu unterwerfen, umfasst.17 Ein 
Ausschluss oder eine Beschränkung des Besteuerungsrechtes kann nach dieser Auffassung 
nur gegeben sein, wenn das Besteuerungsrecht nach dem jeweilig anwendbaren DBA ein-
geschränkt wird. Die Beendigung der beschränkten Steuerpflicht führt dann gerade nicht 
zu einem Ausschluss oder der Beschränkung des Besteuerungsrechts.  

                                                 
13 BFH, Urteil v. 31.5.2017, I R 37/15, BStBl II 2018, S. 144. 
14 BMF, Schreiben v. 26.10.2018, IV B 5 – S 1348/07/10002 – 01, DStR 2018, S. 2339. 
15 Vgl. z. B. Bode, in Kirchhof, 17. Aufl., EStG, § 4 EStG, Rn. 107. 
16 BT-Drs. 16/2710, S. 31; so auch Pfirrmann, in Blümich, EStG/KStG/GewStG, § 12 KStG, Rn. 41; Mössner, in Möss-

ner/Seeger, § 12 KStG, Rn. 169 und Rn. 188, Benecke/Staats, in D/P/M, § 12 KStG, Rn. 349. 
17 So Pohl, in Blümich, AStG, § 6 AStG, Rn. 55 ff.; gl. A. wohl Loschelder, in Schmidt, EStG, § 4 EStG, Rn. 331. 
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Ob die Voraussetzung des Ausschlusses oder der Beschränkung des Besteuerungsrechts 
erfüllt sein könnte, wenn gleichzeitig die Voraussetzungen der beschränkten Steuerpflicht 
aufgrund des Ablaufs des Beobachtungszeitraums von 365 Tagen nicht mehr erfüllt sind 
und das Besteuerungsrecht nach dem anwendbaren DBA entfällt, weil das DBA eine § 49 
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. e Doppelbuchst. cc EStG entsprechende Regelung enthält, ist frag-
lich. In diesem Fall ist zwar ein Ausschluss des Besteuerungsrechts gegeben, allerdings 
bezieht sich dieser auf zukünftige Veräußerungsgewinne, für die bereits kein innerstaat-
licher Besteuerungstatbestand mehr gegeben wäre.  

 Wertansatz bei Verstrickung 
Maßgeblich für die Ermittlung des Veräußerungsgewinns nach § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. e 
Doppelbuchst. cc EStG i. V. m. § 17 Abs. 2 EStG sind immer der Veräußerungspreis und 
die tatsächlichen Anschaffungskosten für die Anteile. Über die Einschränkung aufgrund 
der Anwendungsregelung auf Wertänderungen, die nach dem 31.12.2018 entstanden sind, 
hinaus (siehe dazu gesonderte Ausführungen oben), gibt es keine Grundlage für den An-
satz höherer fingierter „Anschaffungskosten“ aufgrund einer Verstrickung der Anteile 
z. B. beim Überschreiten der 50%-Grenze für inländischen Grundbesitz.  

2.2.3.1.3 Zeitlicher Anwendungsbereich 

Die Vorschriften sind erstmals auf Veräußerungen nach dem 31.12.2018 anzuwenden und nur 
soweit den Gewinnen nach dem 31.12.2018 eingetretene Wertänderungen zugrunde liegen 
(§ 52 Abs. 45a S. 1 EStG). Die Anwendungsregelung führt dazu, dass im ersten Schritt der 
Veräußerungsgewinn (oder -verlust) nach den Vorschriften des § 17 EStG zu ermitteln ist, 
d. h. der Veräußerungsgewinn ermittelt sich aus der Differenz zwischen Veräußerungspreis 
und (tatsächlichen) Anschaffungskosten18, abzüglich der Veräußerungskosten (§ 17 Abs. 2 
S. 1 EStG). 

Übersteigt der Veräußerungsgewinn die Wertänderung, die nach dem 31.12.2018 entstanden 
ist, ist nur die Wertänderung nach diesem Datum steuerpflichtig. Gleiches sollte umgekehrt für 
einen Veräußerungsverlust gelten, der die Wertänderung, die nach dem 31.12.2018 entstanden 
ist, übersteigt. Übersteigt dagegen die Wertänderung nach dem 31.12.2018 den tatsächlichen 
Veräußerungsgewinn oder -verlust, unterliegt nur der tatsächlich erzielte Veräußerungsgewinn 
oder -verlust der Steuerpflicht. 

Dies soll folgendes Beispiel verdeutlichen: 
 

Beispiel 

  
 

Veräußerungspreis 30.6.2019 300 300 100 150 

./. Anschaffungskosten 1.7.2018 100 200 300 200 

Wert am 1.1.2019 150 150 150 300 

= Veräußerungsgewinn 200 100 ./. 200 ./. 50 

Wertänderungen nach dem 31.12.2018 150 150 ./. 50 ./. 150 

Steuerpflichtig 150 100 ./. 50 ./. 50 

  
 

                                                 
18 Zum Ansatz der historischen Anschaffungskosten im Fall des Überschreitens der 1%-Grenze des § 17 EStG durch Hinzuer-

werb im Erbfall vgl. BFH, Beschluss v. 23.1.2003, VIII B 121/01, BFH/NV 2003, S. 767. 


